
AbgeOfdnetenhaUsBERLtN Drucksachet6/1135
22.01.2008

16.lYahlperiode

Yorlage * nrrr Kenntnisnahms -

Stellungnahme des Senats zu dem Volksbegehrsn
,nWir wollen Wahlfreiheit! Für die Einführung des

Wahlpfl ichtbereichs Ethik/Religion !'o

Die Drucksachen des Abgeordnetenhauses können ttber die Intemetseite

wvw.narlament-berlin.de (Startseite>ParlamenPPlenum>Drucksachen) eingesehen und abgerufen werden.



Der $enat von Berlin
SenlnnSport I A 1 5 - 0149/3391
Fernruf: 90 27-24 89

An das
Abggp_fdnqtenhags ypn Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

Vorlage
- zur Kenntnisnahme -

des Senats von Berlin
über Stellungnahme des Senats zu dem Volksbegehren

,Wir wollen Wahlfreiheit! Ftir die Einfährung des Wahlpflichtbereichs EthiUReligion!"

Der Senat legt nachstehende Vorlage dem Abgeordnetenhaus zur Besprechung vor:

1. Bezeichnung des Volksbegehrens, Prüfung der Untersttltzungsunterschriften

Die Trägerin des Volksbegehrens ,,\Mr wollen Wahlfreiheit! Für die Einführung des
Wahlpflichtbereichs EthiUReligion!" hat am 29. November 2007 der Senatsverwaltung f[ir
Inneres und Sport einen Antrag auf Zulassung eines Volksbegehrens und Unterschriftsbögen
mit dem Entwurf eines Gesetzes tibergeben.

Die Bezirksämter haben am 29. November 2007 die Unterschriftsbögen zur überprtifung der
Unterstützungsunterschrifren erhalten. Die Bezirksämter haben der Senatsverwattung fur Inne-
res und Sport bis zum 14. Dezember 2007 die Zahlder gültigen Unterschrifien mitgeieilt. Insge-
samt wurden 34.472 Unterschrifrsbögen als gültig von den Bezirksämtem festgestättt. Oamit ist
der Nachweis nach Artikel 62 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit Artikel63 Abs. 1 SaE 1 der Ver-
fassung von Berlin erbracht, dass der Antrag die erforderliche Unterstützung von mindestens
20.000 Wahlberechtigten erhalten hat.

2. ZulässigkeitdesVolksbegehrens

Die Senatsverwaltung für Inneres und Sport hat die gesetzlichen Voraussetzungen geprüft und
festgestellt, dass die formalen Anforderungen an ein Volksbegehren erfüllt sind:r Ein Tatbestand nach Artikel 62 Abs. 2 der Verfassung von Berlin, der zur Unzulässigkeit

des Volksbegehrens führen würde, liegt nicht vor.



3.

. Die Trägerin des Volksbegehrens - es handelt sich um die,,ProRelie.V. - Initiative für Re-
figiöse und Politische Bildung -, Tölzer Straße 25, 14199 Berlin - ist eine Personenvereini-
gung nach $ 13 des GeseEes ilber Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid
(nachstehend: Gesetz).

r Die Trägerin des Volksbegehrens hat fünf Vertrauenspersonen zu den Vertretern des
Volksbegehrens bestimmt; diese sind in dem Antrag mit Namen und Wohnsitz aufgefährt
($ 16 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 des Gesetzes).

r Der Antrag ist schrifilich eingereicht worden; dem Antrag ist auch der Entwurf eines Ge-
setzes nach Artikel 62 Abs. 1 Satz 1 der Verfassung von Berlin beigeftrgt.

Darlegung des inhaltlichen Standpunkts des Senats zu dem Volksbegehren

Der Senat lehnt das mit dem Volksbegehren verfolgte Ziel der Einftlhrung eines Wahlpflichtbe-
reiches Ethik/Religions- oder Weltanschauungsuntenicht fiir alle Klassenstufen und die hiermit
verbundene Einführung des Religions- bzw. Weltanschauungsunterrichts als ordentliches Lehr-
fach ab. Der Senat hält an seiner Position fest, wonach die Teilnahme an dem Fach Ethik in den
Klassenstufen 7 bis 10 für alle Schülerinnen und Schiller der öffentlichen Berliner Schule ver-
pflichtend sein soll und keine Abwahlmöglichkeit zu Gunsten der Teilnahme am Religions- oder
Weltanschauungsuntenicht eröffnet wird.

Auf entsprechende Gesetzesvorlage des Senats hat das Abgeordnetenhaus in seiner 83. Sit-
zung am 23.März 2006 das Erste Geselzzur Anderung des Schulgesetzes beschlossen, das
inhaltlich die Einfährung des Faches Ethik filr alle Schülerinnen und Schüler der Klassenstufen
7 bis 10 zum Gegenstand hatte. Die rechtliche Situation des Religions- und Weltanschauungs-
untenichts, der kein ordentliches Lehrfach, sondern Untenicht in Verantwortung der Religions-
und Weltanschauungsgemeinschaflen ist, wurde durch die Gesetzesänderung nicht berLihrt.
Zudem beschränkt sich die Einfilhrung des Faches Ethik auf die Klassen 7 bis 10, sodass ins-
besondere im Hinblick auf die Grundschule das von Pro Reli e.V. angeführte Problem der dop-
pelten Stundenbelastung bei Teilnahme sowohl am Ethik- als auch am Religions- oder Weltan-
schauungsunterricht nicht besteht.

lm Vorfeld zu der Gesetzesänderung wurde das Für und Wider der verpflichtenden Einführung
des Faches Ethik ohne Abwahlmöglichkeit zu Gunsten der Teilnahme am Religions- oder Welt-
anschauungsunterricht diskutiert und abgewogen. Es entspricht nach wie vor der Auffassung
des Senats, dass die durch das Fach Ethik beabsichtigte Vorbereitung der Schülerinnen und
Sch{ller der Sekundarstufe I auf das Zusammenleben in einer säkularen Gesellschafr, in der
viele Religionen und Weltanschauungen Formen eines friedlichen und fruchtbaren Zusammen-
lebens praktizieren müssen, in besonderer Weise dadurch begtinstigt wird, dass alle Schälerin-
nen und Schtiler gemeinsam an diesem Fach teilnehmen. Die aus derWahlmöglichkeit resultie-
rende Trennung der Schülerinnen und Schüler wäre dem wichtigen bildungspolitischen und er-
zieherischen Anliegen, einen Raum für ein gemeinsames Gespräch äber Grundlagen des Le-
bens und die Verständigung unter Andersdenkenden zu fördern, abträglich.

Die Behauptung von Pro Reli e.V. in seinem Flyer, der Senat beanspruche für sich "das Mo-
nopol fär die Wertevermittlung an der Schule', triffr nicht zu: Die Teilnahme am Religions- oder
Weltanschauungsuntenicht ist weiterhin jeder Schülerin und jedem Schüler möglich und dies
zieht in der Grundschule, wo das Fach Ethik bewusst nicht eingeftlhrt wurde, auch keine dop-
pelte Stundenbelastung nach sich. Für den Bereich der Grundschule lehnt der Senat die ver-
pflichtende Teilnahme am Religions- oder Weltanschauungsunterricht oder an einem Fach Ethik
weiterhin ab. Die Teilnahme am Religions- oder Weltanschauungsunterricht soll freiwillig blei-
ben, ohne dass aus der Nichtteilnahme die verpflichtende Teilnahme an einem Fach Ethik folgt.



Soweit es durch die Einflihrung des Faches Ethik in der Sekundarstufe I zu einer Stundenerhii-
hung gekommen ist, hat der Senat Verständnis dafür, dass es ftlr die Religions- und Weltan-
schauungsgemeinschafien nicht immer einfach ist, Schtilerinnen und Schüler der Sekundarstu-
fe I trotz der Stundenverdichtung für ihr freiwilliges Untenichtsangebot zu gewinnen. Der Senat
weist ausdrtlcklich daraufhin, dass sich die Religions- und Weltanschauungsgemeinschafren
gemäß $ 12 Abs. 6 Satz 7 Schulgesetz im Rahmen einzelner Themenbereiche in den Ethikun-
tenicht einbringen und dadurch die Chance nutzen können, das lnteresse der Schtilerinnen und
Schüler am Religions- oder Weltanschauungsunterricht zu wecken.

4. Auswirkungen auf die Kosten der Privathaushalte und \Mrtschafrsuntemehmen, Auswirkungen
auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg und Auswirkungen auf den Haushaltsplan
und die Finanzplanung ergeben sich durch die ablehnende Entscheidung des Senats nicht.

5. Auf die folgenden Anlagen wird venriesen:

a) Antrag auf Volksbegehren 
"Wir 

wollen Wahlfreiheit! Fär die Einftihrung des
Wahlpfl ichtbereichs EthiUReligion !"

b) Muster des Unterschrifrsbogens
c) Übersicht über das Ergebnis der Überprtlfung der Unterstiltzungsunterschriften
d) zitierte Rechtsvorschriften

Berlin, den 22. Januar 2008

Der Senat von Berlin

Klaus Wowereit
Reg. Bürgermeister

Dr. Körting
Senator für Inneres und Sport


